
 

  

KOA 4.234/19-007 

Bescheid 

I. Spruch 

Der Bescheid der Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria) vom 15.04.2019, 
KOA 4.234/19-003, betreffend die Erteilung einer Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb von 
Funkanlagen im Rahmen der Bewilligung zur Verbreitung von Rundfunk (Programme und 
Zusatzdienste über die Multiplex-Plattform „MUX C – Oststeiermark und Raum Graz“ wird gemäß 
§ 62 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991 idF BGBl. I 
Nr. 58/2018, dahingehend berichtigt, dass die Bezeichnungen des Kanals richtig „Kanal 24“ lautet.  

II. Begründung 

Gemäß § 62 Abs. 4 AVG kann die Behörde Schreib- oder Rechenfehler in Bescheiden jederzeit von 
Amts wegen berichtigen. 

Mit im Spruch des Bescheides der KommAustria vom 15.04.2019, KOA 4.234/19-003, wurden der 
ORS comm GmbH & Co KG Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb von Funkanlagen im 
Rahmen der Bewilligung zur Verbreitung von Rundfunk (Programme und Zusatzdienste über die 
Multiplex-Plattform „MUX C – Oststeiermark und Raum Graz“ erteilt und für die Funkanlagen 
STMK Ost 302, STMK Ost 303, STMK Ost 304, STMK Ost 305 und STMK Ost 306 Kanal 23 
zugewiesen.  

Der der Multiplex-Plattform „MUX C – Oststeiermark und Raum Graz“ zugewiesene und in 
Bescheidbegründung auch genannte Kanal ist Kanal 24.  

Ausgehend davon, dass sich die Zuweisung ausdrücklich auf die Kanal 24 bezieht, handelt es sich 
bei den abweichenden Bezeichnungen im Spruch um einen Schreibfehler, der gemäß § 62 Abs. 4 
AVG von Amts wegen berichtigt werden kann.  

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

III. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid steht der/den Partei/en dieses Verfahrens das Rechtsmittel der 
Beschwerde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG beim Bundesverwaltungsgericht offen. Die 
Beschwerde ist binnen vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, telegraphisch, 
fernschriftlich, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen 
technisch möglichen Weise bei der Kommunikationsbehörde Austria einzubringen. Die 
Beschwerde hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, ebenso wie die belangte Behörde, die 
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den Bescheid erlassen hat, zu bezeichnen und die Gründe, auf die sich die Behauptung der 
Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren sowie die Angaben zu enthalten, die erforderlich sind, um 
zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht wurde. 

Für die Beschwerde ist eine Gebühr in Höhe von EUR 30,- an das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrssteuern und Glücksspiel (IBAN: AT830100000005504109, BIC: BUNDATWW, 
Verwendungszweck: „Bundesverwaltungsgericht / KOA 4.234/19-007“, Vermerk: „Name des 
Beschwerdeführers“) zu entrichten. Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr mit 
der „Finanzamtszahlung“ sind die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die 
Abgabenart „EEE – Beschwerdegebühr“, das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag 
anzugeben. Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über 
die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. 

 

Wien, am 30. April 2019 

Kommunikationsbehörde Austria 
 

Dr. Susanne Lackner 
(Vorsitzende-Stellvertreterin) 


